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Vorwort 

Die Arbeit hat als Dissertation der rechtswissenschaftlichen Fakultät der West-
falischen Wilhelms-Universität zu Münster im Wintersemester 1989/90 vorgele-
gen. 

Sie befaßt sich mit der Bedeutung der Selbstorganschaft als einem grundlegen-
den, dogmatischen Prinzip im Personengesellschaftsrecht angesichts eines zuneh-
menden wirtschaftlichen Interesses am Fremdeinfluß auf Personengesellschaften. 
Dabei zeigt sich, daß trotz weitgehender Wandlung der Auffassungen im Perso-
nengesellschaftsrecht seit dem Inkrafttreten des Allgemeinen Deutschen Handels-
gesetzbuchs 1861 auch heute noch Grenzen der Gestaltungsfreiheit zu beachten 
sind. 

Bei meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Bernhard Großfeld, bedanke ich 
mich für die Anregung des Themas und zahlreiche weiterführende Gespräche. 
Mein Dank gilt darüber hinaus besonders Herrn Prof. Wolfgang Ritter und Herrn 
Alfred Weber für ihre verständnisvolle Förderung der Arbeit. 

Matthias Werra 
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1. Abschnitt 

Einleitung 

Das Prinzip der Selbstorganschaft gehört zu den" Wesenselementen" der Perso-
nengesellschaft I. Die Geschäftsführung und Vertretung steht nach der gesetzli-
chen Regelung den Gesellschaftern zu (§§ 709, 714 BGB; §§ 109, 125 HGB). 
Bei der Kommanditgesellschaft sind diese Befugnisse dem Komplementär vorbe-
halten (§§ 164, 170 HGB). 

Für die GmbH ordnet das Gesetz dagegen ausdrücklich an, daß zu den Ge-
schäftsführern "Gesellschafter oder andere Personen" bestellt werden können 
(§ 6 Abs. 3 Satz 1 GmbHG). Auch das Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft 
braucht nicht Aktionär zu sein (§ 76 AktG). Es gilt das Prinzip der Drittorgan-
schaft. 

Das Prinzip der Selbstorganschaft ist nach fast allgemeiner Ansicht für die 
Personengesellschaften zwingend. Nur dem Kommanditisten können in Abwei-
chung von der gesetzlichen Regelung organschaftliche Geschäftsführungsbefug-
nisse übertragen werden. 

Dabei ist die Geschäftsführung durch einen Kommanditisten allerdings im 
eigentlichen Sinne keine Drittorganschaft, da der Kommanditist Gesellschafter 
und kein Dritter ist 2• Selbstorganschaft bedeutet, daß die Organpersonen Mitglied 
des von ihnen repräsentierten Verbandes sind 3. Dennoch ist die Diskussion um 
die Selbstorganschaft von der um die Grenzen der Geschäftsführung und Vertre-
tung durch Kommanditisten nicht zu trennen. Nach allgemeiner Meinung müssen 
beide Fragenkomplexe zusammen gesehen werden 4. Sie sind dadurch miteinander 
verbunden, daß Nichtgesellschafter wie Kommanditisten nach herrschender Auf-
fassung von der organschaftlichen Vertretung ausgeschlossen sind 5• 

Allerdings sind besonders in der Gesellschaftsrechtsliteratur der siebziger Jahre 
zahlreiche monographische Untersuchungen erschienen, die zum Ergebnis kom-
men, daß es für die zwingende Geltung des Prinzips der Selbstorganschaft keine 
Rechtfertigung gibt 6• In verschiedenen Situationen soll ein dringendes Bedürfnis 

1 Reuter, GmbHR 1981, 129. 
2 Brox, FS für H. Westermann, S. 33. 
3 Dazu Nitschke, Personengesellschaft, S. 214 ff. 
4 0ldenburg, Fremdgeschäftsführung, S. 4; John, Rechtsperson, S. 295. 
5 Nitschke, Personengesellschaft, S. 215, Fn. 6. 
6 Nachweise s. u. 4. Abschn. A, Fn. 3. 
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für die Zulassung der Drittorganschaft bestehen. Häufig genannt wird der Fall, 
daß die Erben des einzigen geschäftsführenden Gesellschafters nicht willens oder 
in der Lage sind, die Geschäftsführung selbst zu übernehmen 7. In größeren 
Unternehmen soll aus Gründen der Arbeitsteilung eine Fremdgeschäftsführung 
unerläßlich sein 8. 

In neueren Entscheidungen hat der Bundesgerichtshof eine umfassende Fremd-
verwaltung in Publikumsgesellschaften bürgerlichen Rechts 9 und den Abschluß 
eines Betriebsführungsvertrages durch eine Kommanditgesellschaft für zulässig 
erklärt 10. Bedeutung und Reichweite dieser Entscheidungen sind umstritten. Es 
fragt sich, ob hierin Auflockerungen des Prinzips der Selbstorganschaft 11 oder 
sogar Tendenzen zu seiner Aufgabe zu erblicken sind. Die Gestaltungspraxis 
beklagt die Rechtsunsicherheit im Bereich der Selbstorganschaft 12. Es ist nicht 
abschließend geklärt, welche Grenzen der Vertragsfreiheit insoweit gesetzt sind. 
Die vorliegende Arbeit will hier zur Klärung beitragen und den Stand der Diskus-
sion um die Selbstorganschaft darstellen. 

Da es sich um ein Grundproblem bei den Personengesellschaften handelt, 
erscheint es lohnend, die geschichtliche Entwicklung dieser schon sehr alten 
Fragestellung nachzuvollziehen. Anschließend soll die für die Gestaltungspraxis 
maßgebende Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs vorgestellt werden. Die 
Darstellung der Literatur, die wegen ihrer Vielfalt kaum noch zu überblicken 
ist, soll die Grundrichtungen der Argumentation mit dem Prinzip der Selbstorgan-
schaft aufzeigen. Ein weiterer Abschnitt faßt den Stand der Diskussion um die 
Selbstorganschaft zusammen und enthält eine Auseinandersetzung mit einigen 
aktuellen Problemen. 

Die Arbeit befaßt sich nur mit den Personengesellschaften. Selbstorganschaft 
gibt es auch bei anderen Gesellschaftsformen. Nach § 9 Abs. 2 GenG müssen 
die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates einer Genossenschaft Ge-
nossen sein. Da diese Regelung ausdrücklich zwingend ist (§ 18 GenG) bereitet 
sie keine besonderen Probleme. Dagegen findet sich die Problematik der Gestal-
tungsfreiheit bei der Kommanditgesellschaft auf Aktien in ähnlicher Form wie 
bei den Personengesellschaften. § 278 Abs. 2 AktG verweist für die Geschäftsfüh-
rung und Vertretung in der Kommanditgesellschaft auf Aktien auf das Recht der 
Kommanditgesellschaft, worin sich gemeinsame historische Wurzeln nieder-
schlagen. Eine einfache Übertragung der Überlegungen zur Kommanditgesell-
schaft auf die Kommanditgesellschaft auf Aktien ist dennoch nicht möglich, da 

7 Bürck, Selbstorganschaft, S. 4 ff. 
8 Oldenburg, Fremdgeschäftsführung, S. 11. 
9 BGH NJW 1982, 877. 
10 BGH NJW 1982, 1817. 
11 Ulmer in: GK zum HGB, 4.Aufl., § 109, Rd.-Zf. 35. 
12 Geck, DStR 1988, 90, 93. 
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sich in der KGaA das Recht der Personengesellschaften mit dem Aktienrecht 
vermischt. Die besonderen Schwierigkeiten, die sich daraus ergeben, zeigen sich 
in dem aktuellen Streit um die Zulässigkeit der GmbH & Co. KGaA 13. 

13 Vgl. Binz/Sorg, BB 1988,2041 und Hennerkes/May, BB 1988,2393. 

2 WeIT' 


